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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
- Drucksache 18/8703 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung berg-, umweitschadens- und 
wasserrechtlicher Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 2013/30/EU 
über die Sicherheit von Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten 


A. Problem 

Änderangen des Umweltschadens-, Bundesberg- und Wasserhaushaltsgesetzes 
zur Umsetzung der Richtlinie 2013/30/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Juni 2013, mit der europarechtlich einheitliche Standards für die 
sichere Aufsuchung und Gewinnung von Erdöl und Erdgas im Offshore-Bereich 
festgelegt werden sollen. 


B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs in unveränderter Fassung mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion DIE LINKE. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 
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E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Das Gesetz begründet keinen unmittelbaren Erfüllungsaufwand für die Wirt- 
schaft. Ein Erfüllungsaufwand entsteht erst durch Erlass einer verordnungsrecht- 
lichen Regelung für die Deckungsvorsorge für bestimmte Haftungsverbindlich- 
keiten oder Maßnahmen auf Grandlage der neuen Ermächtigung. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Das Gesetz begründet keinen unmittelbaren Erfüllungsaufwand für die Verwal- 
tung. Ein Erfüllungsaufwand entsteht erst durch Erlass einer verordnungsrechtli- 
chen Regelung für die Deckungsvorsorge für bestimmte Haftungsverbindlichkei- 
ten oder Maßnahmen auf Grundlage der neuen Ermächtigung. 


F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/8703 unverändert anzunehmen. 

Berlin, den 22. Juni 2016 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie 


Dr. Peter Ramsauer 

Vorsitzender 


Dr. Herlind Gundelach 

B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Herlind Gundelach 


I. Überweisung 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 18/8703 wurde in der 176. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 9. Juni 20 1 6 an den Ausschuss für Wirtschaft und Energie zur Federführung sowie 
an den Innenausschuss, an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, den Ausschuss für Umwelt, Natur- 
schutz, Bau und Reaktorsicherheit und den Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union zur Mit- 
beratung überwiesen. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD initiieren mit dem Gesetzentwurf die Änderang der berg-, umweltscha- 
dens- und wasserrechtlichen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 2013/30/EU über die Sicherheit von Off- 
shore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten. Die Richtlinie war bereits zum 19. Juli 2015 in deutsches Rechts umzuset- 
zen. 

Als Begründung führen sie aus, dass zwar das deutsche Recht bereits in vielen Teilen der Richtlinie 2013/30/EU 
entspreche, jedoch eine Erweiterang des § 66 des Bundesberggesetzes (BBergG) erforderlich sei, um unter ande- 
rem entsprechend den Vorgaben der Richtlinie Regelungen zu Art und Umfang einer Deckungsvorsorge für Haf- 
tungsverbindlichkeiten, die aus bergbaulichen Tätigkeiten entstehen können, zu treffen. Zur Umsetzung der um- 
weltschadensrechtlichen Vorgaben der Richtlinie 20 13/30/EU müssten zudem das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
und das Umweltschadensgesetz (USchadG) geändert werden. 


III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 18/8703 in 
seiner 85. Sitzung am 22. Juni 2016 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE, dessen Annahme. 

Der Ausschuss für Recht und Vcrbrauchcrschutz hat den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD auf Dracksache 18/8703 in seiner 104. Sitzung am 22. Juni 2016 beraten und empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE, 
dessen Annahme. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Rcaktorsichcrhcit hat den Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 18/8703 in seiner 87. Sitzung am 22. Juni 2016 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion DIE LINKE, dessen Annahme. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union hat den Gesetzentwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD auf Dracksache 18/8703 in seiner 65. Sitzung am 22. Juni 2016 beraten und empfiehlt mit 
den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE LINKE, dessen Annahme. 
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IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/8703 in seiner 81. Sitzung 
am 22. Juni 2016 abschließend beraten. 

Die Fraktion DIE LINKE, zeigte sich überrascht, dass die Koalitionsffaktionen nicht das Wort ergriffen hätten. 
Sie kritisierte die aus ihrer Sicht ungeeignete Form der Umsetzung der EU-Richtlinie. So hätten die Regelungen 
zur Offshore Erdgas- und Erdölförderung Eingang in das Bundesberggesetz finden müssen, ansfeile dies in Ver- 
ordnungen festzulegen. Wenn schon der Verordnungsweg gegangen werde, hätte dieser zumindest über die Stör- 
fallverordnung führen sollen, welche viel schärfere Festlegungen als die Verordnungen im Bundesbergrecht vor- 
sehe. Aus diesem Grunde lehne die Fraktion den Gesetzentwurf ab und forderte die Koalitionsffaktionen auf, den 
Gesetzentwurf zurückzuziehen und einen anderen Weg zur Umsetzung der EU-Richtlinie einzuschlagen. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE., dem Deutschen Bundestag die 
Annahme des Gesetzentwurfs auf Dracksache 18/8703 in unveränderter Fassung zu empfehlen. 


Berlin, den 22. Juni 2016 


Dr. Herlind Gundelach 

Berichterstatterin 
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